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Zustellung von Schriftstücken in Verwaltungssachen 

 

 

Rechtgrundlage 

Europäisches Übereinkommen vom 24.11.1977 über die Zustellung von Schriftstücken in 

Verwaltungssachen im Ausland, (BGBl. II 1981, S. 535) Europarat - ETS 94. In Kraft im 

Verhältnis zur Schweiz seit dem 01.10.2019 

 

 

Arten der Zustellung 

1. Zustellung über die zentrale Behörde des ersuchten Staates, Art. 6 des 

Übereinkommens 

2. Zustellung durch Konsularbeamte, Art. 10 des Übereinkommens 

3. Zustellung von Dokumenten unmittelbar durch die Post, Artikel 11 des 

Übereinkommens 

Einschränkung bei Postzustellungen: 

Bei Zustellungen an Schweizerbürger, Drittstaater und Staatenlose ist eine 

ausgefüllte Belehrung über ein Annahmeverweigerungsrecht unter Verwendung des 

Formblattes beizufügen, entsprechend des von der Schweiz eingebrachten 

Vorbehaltes zu Art. 11 des Übereinkommens.  

Formblatt siehe Anlage. 

 

 

Verfahren 

Die schweizerische Seite regt an, dass die deutschen Verwaltungsbehörden ausschliesslich 

von der in Art. 11 des Übereinkommens vorgesehenen direkten Zustellung durch die Post 

an Adressaten in der Schweiz Gebrauch machen. 

Die Botschaft Bern verweist ebenfalls, unter Bezug auf 9 Abs. 1 Nr. 1 VwZG, die Zustellung 

von Dokumenten unmittelbar durch die Post vorzunehmen. 

 

 

Form 

Das Schreiben muss in einer Sprache, die der Empfänger versteht, oder in einer 

Amtssprache des Zustellorts verfasst sein. 

  



Anlage: 

 

 

Quelle: https://www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/094 
 


